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Der 2„ Senat des Bundessozialgerichts hat ohne mündé

liche Verhandlung am 270 Juni 4969 durch

Senatspräsident B r a c k'm & n n

‚
— Vorsitzender —‚

Bundesrichter Dr° B a r e s e l und

Bundesrichter Sehroeder—Printzen,

Bundessozialriohter T i e d t
_

und

Bundessozialriohter B e e r

für Recht‚erkanntz

Die Revision des Beklagten gegen das Urteil des

Bayerischen Landessozialgerichts vom 28„ Oktober

4966 wird zurückgewiesen„

Außergerichtliche Kosten des Revisionsverfahrens

sind nicht zu erstatteno
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Die Vertreterversammlung der Klägerin, der landwirtschaft—

lichen Berufsgenossenschaft (BG) für den Regierungsbezirk

Oberbayern, beschloß am 200 Mai 4965 eine Dienstordnung (DO)

für die Angestellten, Mit Schreiben vom 270 Mai 4965 bean— '

tragte die Klägerin deren Genehmigung gemäß 5978 iVm @ 700

Abso 2 der Reichsversicherungsordnung (RVG), Ihre Erteilung
lehnte das Bayerische Staatsministerium für Arbeit und‘

soziale Fürsorge in der Entschließung vom 50 November 4964

mit der Begründung ab, die Beamten des einfachen, mittleren

und gehobenen Dienstes würden von Staat aufgestellt und

seien Staatsbeamte (Art° 48 des Bayerischen Ausführungsge—

setzes zur RVO vom 20 November 4942, GVBl° S„ 4455 —AGRVO—)°

Deshalb sei für eine dienstordnungsmä■ky Anstellung der Ange>
'hörigen dieses Personenkreises kein Raum()

Die hiergegen erhobene Klage hat das Sozialgericht (SG)

München abgewiesen (Urteil vom 25° Mai 4965)0

Die Klägerin hat Berufung eingelegt° Das Bayerische Landes—

sozialgericht (LSG) hat die übrigen landwirtschaftlichen

BGen in Bayern beigeladen (Beschluß vom 440 Dezember 4965),

Durch Urteil vom 28, Oktober 4966 hat es die Entscheidung

des erstinstanzlichen Gerichts sowie die Entschließung des

Beklagten vom 5„ November 4964 aufgehoben und den Beklagten

verpflichtet, die Klägerin unter Berücksichtigung der

Rechtsauffassung des Gerichts neu zu bescheideno Zur Begrün«

dung ist uoa„ ausgeführtz Der Beklagte könne die Versagung

der Genehmigung nicht auf Art° 48 AGRVO stützen; denn diese

Vorschrift sei durch das Gesetz über die Selbstverwaltung

und über Änderungen von Vorschriften auf dem Gebiet der

Sozialversicherung (Selbstverwaltungsgesetz) vom 220 Februar

4954 idF vom 450 August 4952 (BGBl I S„ 42?) —GSV—außer
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Kraft gesetzt worden° Der Bund habe mit dem GSV die

organschaftliche Anlehnung der landwirtschaftlichen

BGen an die Gebietskörperschaften beseitigt; damit seien

das Bedürfnis und die Berechtigung für die verwaltungs—

mäßige Anlehnung, die in Art„ 47 und 48 AGRVO festgelegt

gewesen sei‚ entfallen° Da der Geschäftsführer als der

Leiter der Verwaltung jetzt vom Vorstand der Genossen—

schaft gewählt werde und seit 4962 nicht einmal mehr der

staatlichen Bestätigung bedürfe, sei es weder notwendig

noch zweckmäßig, daß die nachgeordneten Dienstkräfte Staats—

beamte und die BGen insoweit in ihrer Selbstverwaltung be—

schränkt seien°

Der Funktionsvorbehalt des Arte 55 Abs„ 4 des Grundgesetzes

(GG) stehe der Aufhebung des Art“ 48 AGRVOnicht entgegen„

denn das Rechtsinstitut des Dienstordnungsangestellten sei

eine zulässige, für den Bereich der Unfallversicherung

gesetzlich anerkannte Ausnahmeo % 978 RVO‚ der die Beamten

von der dienstordnungsmäßigen Regelung ausnahme‚ setze

nicht voraus‚ daß in der Genossenschaftsverwaltung aus—

schließlich Staatsbeamte beschäftigt sein müßten° Eine

derartige Rechtspflicht folge auch nicht daraus‚ daß Arte

48 AGRVO in die Bereinigte Sammlung des Bayerischen Landes—

rechts (Bay° BS IV So 627) aufgenommen werden sei; denn

diese Sammlung diene nicht der Bestätigung geltenden oder

der Schaffung neuen Rechts‚ sondern der Kennzeichnung auf—

gehobener oder gegenstandslos gewordener Vorschrifteno @ 48

Abso 2 GSV„ der auf das Fünfte Gesetz über Änderungen in

der Unfallversicherung vom 470 Februar 4959 (BGBl I S„ 267)

verweise, sei nicht die alleinige gesetzliche Grundlage

für die Befugnisse der Genossenschaftsorgancq‚ ihre Rechte

seien später — beispielsweise durch das CSV — erweitert

worden„ @ 45 Abs„ 5 GSV sei eine Übergangsvorschfift für die
Genossenschaftsoréane und gelte nur insoweit und solange,
als diese nicht von den nach dem GSV gebildeten Organen

abgelöst seieno Aus der Tatsache, daß die Landesversiche—

rungsanstalten LLVAen) weiterhin Staatsbeamte beschäftigten‚
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sei nicht zu folgern, daß dies auch bei den landwirtschaft—

lichen BGen der Fall sein müsse° \

Ferner sei es bedeutungslos, daß Art, 48 AGRVO in $ 48

Absätzen 5 und 4 GSV unter den aufgehobenen Vorschriften

nicht aufgeführt sei; denn auch Art° 47 AGRVO sei außer

Kraft getreten (BSG 5, 480), ohne ausdrücklich genannt zu
sein° Da es schließlich dem Grundgedanken des GSV entspreche,

die Verwaltung der Sozialversicherungsträger der Selbstver—

waltung zu überlassen (BSG aaO SO 487), seien ältere Vor—

schriften, die Beschränkungen der Selbstverwaltung enthiel—

ten, mangels ausdrücklicher gegenteiliger Regelung außer

Kraft getreten„ Die volle Verantwortung für die Verwaltung

und damit auch für die Bestellung der Bediensteten liege

entsprechend der durch das GSV geschaffenen Rechtslage bei

den Organen der BG, Art, 48 AGRVO stehe hiermit im Wider—

spruch und sei deshalb nicht mehr geltendes Recht,

Da nicht auszuschließen sei, daß der Beklagte die Genehmi—

gung aus einem anderen — bisher nicht geprüften — wichtigen

Grund hätte/ablehnen können, sei gemäß 5 454 Abs, 3 des

Sozialgerichtsgesetzes (8GG) die Verpflichtung des Beklagten
auszusprechen, die Klägerin unter Beachtung der Rechtsauf—

fassung des Gerichts zu bescheiden°

Das LSG hat die Revision zugelassen° Der Beklagte hat dieses

Rechtsmittel eingelegt und mit ihm die unrichtige Anwendung

der 5 48 Abs„ 5 GSVund Art 55 Abs, 4 GGgerügtkEr führt
im wesentlichen aus: Er sei berechtigt und verpflichtet, den

_
Schranken der Selbstverwaltung Geltung zu verschaffen und

_die Genehmigung zu versagen; Art, 48 AGRVO lasse.den Erlaß

der beschlossenen Dienstordnung nicht zu° Diese Vorschrift

stelle eine noch geltende landesrechtliche Vollregelung

des Dienstrechts dar° Sie habe nicht zur Disposition des

Bundesgesetzgebers gestanden, der gemäß Art° 75 Nr, 4 GG

nur eine Rahmenkompetenz habe° Bei der Regelung über den

Geschäftsführer (5 8 Abso 4 b GSV) habe die organrechtliche
__5-
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Stellung im Vordergrund gestanden, hinter der die dienst—

rechtliehen Elemente zurückgetreten seien° Im übrigen habe

das GSV — ebenso wie das Gesetz zur Neuregelung des Rechts

der gesetzlichen Unfallversicherung (Unfallversicherungs—

Neuregelungsgesetz — UVNG —) vom 50° April 4963 (BGBl I So
244)

— das Dienstrecht der Sozialversicherungsträger bewußt

unberührt gelasseno Einer Aufhebung des Arto 48 AGRVO stehe

zudem der Funktionsvorbehalt des Arto 55 Abs° 4 GG entgegen°

Daß der Begriff der Selbstverwaltung Einschränkungen der

Personalhoheit zulasse, zeige % 8 Abso 4 0 Satz 6 GSV, der

für Bedienstete bei den LVAen die Beamteneigenschaft vor—

schreibe,

Der Beklagte beantragt,

das Urteil des Bayerischen LSG vom 28„ Oktober

4966 aufzuheben und die Berufung gegen das

Urteil des SG München vom 250 Mai 4965 zurückzu—

weiseno

Die Klägerin beantragt,

die Revision zurückzuweisen°

Sie hält das Urteil des LSG für zutreffende Auf Art() 48
AGRVO könne der Beklagte die Ablehnung der Genehmigung

nicht stützen, denn diese Vorschrift habe als sozialver—

sicherungsrechtliche Vorschrift gemäß Arto 74 Nr° 42 GG

zur Disposition des Bundesgesetzgebers gestanden, der auch

nicht durch Art° 55 Abs° 4 GG gehindert sei, die Regelung

des Dienstrechts den Selbstverwaltungsorganen zu überlasseno

Im übrigen sei es widersprüchlich, diesen die volle und

alleinige Verantwortung für die Verwaltung einschließlich

der Kostenlast zu übertragen, gleichzeitig jedoch die

Personalhoheit weiterhin nur in erheblich eingeschränktem

Umfang zuzulassenn
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Die Beigeladenen zu 4) und 5) beantragen gleichfalls‚ die

Revision zurückzuweisen; die Beigeladene zu 4) hat keinen

Sachantrag gestellto

Die Beteiligten sind mit einer Entscheidung durch Urteil

ohne mündliche Verhandlung einverstanden (@ 424 Abs° 2 SGG)°

II

Die Revision ist zulässig (5% 462 Absn 4 Nr° 4, 464, 466 SGG)

Sie hatte jedoch keinen Erfolg°

In Übereinstimmung mit den vorinstanzlichen Gerichten ist

der Rechtsweg zu den Gerichten der Sozialgerichtsbarkeit

als zulässig anzusehen° Nach 5 54 SGG entscheiden die Ge—
'richte der Sozialgerichtsbarkeit uoao über öffentlich—

rechtliche Streitigkeiten in Angelegenheiten der Sozialver—

sicherung° Die Klägerin wendet sich nach ihrem in der

letzten mündlichen Tatsachenverhandlung gestellten Antrag

gegen eine Maßnahme, die der Beklagte als die gemäß 5 5

des Gesetzes über die Errichtung des Bundesversicherungs—

amts, die Aufsicht über die Sozialversicherungsträger und

die Regelung von Verwaltungszuständigkeiten in der Sozial—

versicherung und der betrieblichen Altersfürsorge (Bundes—

versicherungsamtsgesetz —BVAG—)vom 9„ Mai 4956 (BGBl I 80

445) iVm 5 700 Abso 2 RVO für die Genehmigung der DO zustän—

dige Stelle getroffen hate Die Ablehnung der Genehmigung

für die beschlossene DO betrifft Rechtsbeziehungen, die

‘in der BVG und denlü%0■gesetzen ihre Grundlage haben‚ und

ist auch selbst eine Angelegenheit der Sozialversicherung.

(vglo BSG 5, 480/485)°

Big Entscnsiünmg'■ber das sei die Gené■migang der BQ geri®h—

tete Klagbegehren hängt — wie die Vorinstanzen zutreffend

ausgeführt haben — davon ab, ob der Beklagte diese Genehmi—

gung auf Grund des Arto 48 AGRVO versagen darf„ Das LSG hat

diese Frage zu Recht verneint° _‘7_JLaw – Gesetze und Urteile
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Art„ 48 AGRVOstellt revisibles Recht im Sinne des 5 462
Abs„ 2 SGG dar; denn er wurde über den Bezirk des LSG

hinaus auch für die ehemals bayerische Pfalz erlassen

(BSG 5, 480/487)„ Entgegen der Ansicht der Revision ist

diese Vorschrift als im Widerspruch zu der durch das GSV

geschaffenen Rechtslage außer Kraft getreten°

Zwar gehört Arte 48 AGRVO nicht zu den Vorschriften‚ die

in 5 48 Absätze 5 und 4 GSVals aufgehoben bezeichnet sind„

Aus @48 Abs° 5 (Binlc) GSV ergibt sich jedoch, daß Art„ 48
AGRVO als eine dem GSV entgegenstehende Vorschrift außer

Kraft getreten ist°

Die Neugestaltung der Organisation der Sozialvsrsicherungs—

träger und damit auch die Aufhebung des Art„ 48 AGRVO durch

das GSV sind verfassungsrechtlich zulässig° Zur Regelung

der Pflichten und Befugnisse der Selbstverwaltungsorgane

einschließlich der Bestimmung ihrer Rechte und Pflichten

hinsichtlich des Personals war der Bundesgesetzgeber gemäß

Art„ 74 Nr„ 42 GG auf Grund der konkurrierenden Gesetzgebungs—

zuständigkcit berechtigt„ Die Entscheidung darüber‚ ob inso—

weit die Voraussetzungen nach Arte 72 Abs; 2 GG gegeben

sind, ist in das Ermessen des Gesetzgebers gestellt und da—

her der gerichtlichen Überprüfung grundsätzlich entzogen
(BVerfGE 2‚ 245/224; 40, 254/245; 45‚ 250/255)0 Ein Anhalt

für einen Mißbrauch dies=s Ermessens oder eine fehlerhafte

Auslegung der vom GG zur Abgrenzung der Gesetzgebungskompe—
.tenz verwandten Begriffe — nur insoweit könnte die Entschei—

dung des Bundesgesetzgebers überprüft werden (BVerfG aaO) —
ist nicht gegebene

Entgegen der Ansicht der Revision stellte Art„ 48 AGRVO

eine organisationsrechtliche Vorschrift dar‚ welche die

personellen Rechte der Genossenschaftsorgane regelteo Dem—

gegenüber hatte der dienst?bchtliche Inhalt nur untergeord—

nete Bedeutungo Dies wird schon deutlich bei der Betrachtung
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des Wortlautso Nach Satz 4 des Art„ 48 AGRVO unterlagen die

Auswahl,Zahlund Zusammensetzung der Dienstkräfte der un—
mittelbaren staatlichen Bestimmung, insoweit waren also

die Rechte der Genossenschaftsversammlung zur Festsetzung

des jährlichen Voranschlags‚(Art° 45 Nr° 2 AGRVO) und des
Genossenschaftsvorstandes zur Anstellung der Beamten (Art°

45 Abso 4Nr° 2 AGRVO) eingeschränkt„ Art„ 48 Satz 2 AGRVO

enthielt zwar eine dienstrechtliche Regelung‚ legte aber

zugleich eine über Satz 4 hinausgehende Einschränkung der

personellen Befugnisse fest, indem auch die Regelung der

allgemeinen Anstellungsbedingungen und der Rechtsverhält—

nisse für zahlreiche Bedienstete nicht den Selbstverwal—

tungsorganen überlassen, sondern dem Staat vorbehalten

wurde° Auch diese Vorschrift hatte also wegen der Ein—

schränkung der Befugnisse der Selbstverwaltungsorgane einen

erheblichen organisationsrechtliChcn4Inhalt„ Daß der

organisationsrechtliche Inhalt gegenüber den dienstlichen

Elementen im Vordergrund stand, entsprach der reichsgesetz—

liChen Ermächtigung zum Erlaß des AGRVO in 5 4057 RVG, der

lediglich eine Abweichung von 5 978 RVO im Zusammenhang mit

einer landesgésetzlichen Regelung der Verfassung und Ver—

waltung der BGen, doho organisationsrechtlichen Vorschriften,

hingegen nicht eine selbständige Regelung des Dienstrechts

gestattete° Nach Art° 48 Satz 2 AGRVO hatten demnach vor

allem — ebenso wie nach Art° 47 und 48 Satz 4 AGRVO
— nicht

die Selbstverwaltungsorgäne, sondern staatliche Stellen die

personellen Angelegenheiten der BGen im wesentlichen wahr—

zunehmen„

Diese Auslegung wird durch den Zweck dieser Regelung bestä—

tigt° Sie gehörte zu den Vorschriften, welche die organ—
schaftliche, personelle und finanzielle Verflechtung der

landwirtschaftlichen Unfallversicherung mit der staat—

lichen Verwaltung sicherstelltcnoSo bestand die Genos—

senschaftsversammlung aus Mitgliedern des Landrats und vom
Landratsausschuß gewählten Personen (Art„ 7 bis 49 AGRVO)°

In der Stellung des Vorstandsvorsitzenden, dem ein eigener

_9_
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Aufgabenkreis zu verantwortlicher Erledigung übertragen

war (Art„ 46 AGRVO), der aber nicht von der Genossen—
schaftsversämmlung gewählt (Art() 45 Nr, 4 AGRVO), sondern

vom Staatsministerium des Innern gestellt wurde (Art, 47

AGRVO), zeigte sich neben der organschaftlichen besonders-

deutlich die personelle Verflechtung der Genossenschafts—

verwaltung mit der staatlichen Verwaltung, die nach Art°

48 AGRVOauch die Auswahl, Zahl und Zusammensetzung der

nachgeordneten Dienstkräfte bestimmte° In finanzieller

und verwaltungstcchnitchor Beziehung kam die Anlehnung der

Genossenschaftsverwaltung an die Staatsverwaltung in der

legelung der Kostenlasü (Art, 49, 24 AGRVO) sowie der

Kassen— und Rechnungsführung (Art° 22 AGRVO) zum Ausdruck„

Bis zum Ende des zweiten Weltkrieges hatte zwar der Ein—

fluß staatlicher Stellen auf die Zusammensetzung der

Genossenschaftsversammlung abgenommen (vglo Arte I Nr„ 2

des Bayerischen Gesetzes vom 40° August 4924 zur Abänderung

des Ausführungsgesetzes zur RVO —GVBl S„ 597) und waren

die Verwaltungskosten zunehmend den BGen angelastet worden

(Art° I Nr() 7 des Bayerischen Gesetzes vom 400 August 4924,

aaO; Art, 4 des Bayer() Gesetzes über eine Änderung des
Ausführungsgesetzes zur RVG vom 240 Januar 4940 — GVB1 8,9)0

Die personelle Verantwortung wurde den Organen der land—

wirtschaftlichen BGen jedoch nicht übertragen° Die Besei—

tigung des 5 4057 EVO durch Artc 4 Nro 69 des Fünften Gesetzes
über Änderungen in der Unfallversicherung vom 47„ Februar

4959 ließ die ergangenen landesrechtlichen Vorschriften

unberührt (Arte 5 % 8)o
.,

Erst das GSV beseitigte entsprechend seinem Grundgedanken

”die Verwaltung der Sozialversicherungsträger im allgemeinen

'der Selbstverwaltung zu überlassen (BSG 5, 480/487), die

sich aus Arte 47 und Art‚ 48 AGRVO ergebende Einschränkung

der Personalhoheit° So hat der erkennende Senat zu Art„

47 AGRVO bereits in seinem Urteil vom 26, Juli 4956 (aaO)
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entschieden, daß diese Vorschrift, die den Vorstandsvor—

sitzenden betraf, durch das GSV außer Kraft gesetzt wurde°

Das gleiche hat auch für Art° 48 AGRVO zu gelten„ Hierbei

kommt es wegen seines wesentlich organisationsrechtlichen

Inhalts nicht darauf an, ob diese Vorschrift bis zum

Inkrafttreten des GSV als Bundes— oder Landesrecht gegolten

hat, denn die Zuständigkeit des Bundesgesetzgebers wird

durch die Gesetzesmaterie, nicht durch die staatsrechtliche

Qualifizierung der vorhandenen Normen als Bundes— oder

Landesrecht bestimmt (vglo Art„ 74 ff, 424 f GG)° Die

zwischen den Beteiligten bestehende Streitfrage, ob Arte

48 AGRVOgemäß Art° 425 GGbei Zusammentreten des Deutschen

Bundestages (BVerfGE 4, 478/484) Bundesrecht geworden ist,

kann deshalb unentschieden bleiben° Auch bedarf es keiner

Klärung, ob die Rahmenkompetenz gemäß Arto 75 GG ein

Unterfall der konkurrierenden Gesetzgebungsbefugnis (so

.BVerwGE 5, 555/559? Holtkotten in.anner Kommentar zu
Art„ 425 Erl„ Nro 2b, Weber DÖV 4954 80 447/448) oder eine
selbständige Art der Gesetzgebungszuständigkeit ist (BayVerf—

GH VerwRechtspro 2 Nro 44, 40 Nr„ 45; vo Mangoldt/Klein,

Das Bonner Grundgesetz zu Art„ 75 Anm„ II Nr„ 6 mit ausführ—

licher Begründung; Maunz/Dürig, GrundgeSetz zu Art„ 70
Anm° 45, Art, 75 Anmo 4 ua 5, Art„ 425 Anmo 5 mit Nachweisen

— unentschieden BVerfGE 7, 29/44; 8, 486/494),

Die Zuständigkeit des Bundesgesetzgebers zum Erlaß organi-

sationsrechtlicher Vorschriften wird nicht dadurch in Frage

gestellt, daß gegen eine Neuordnung des Dienstrechts durch

den Bund verfassungsrechtliche Bedenken geäußert werden

(vglo Brackmann,Hahdbuch der Sozialversicherung, 40 bis

60 Auflage, Bd° I 50 474 l fo, Siebeck, Das Dienstrecht
der Versicherungsträger SO 476 ff; unveröffentlichtes

Gutachten des Bundesministers für Arbeit und Sozialordnung

“über den Rechtscharakter der dienstrechtlichen Vorschriften

der RVO und des EKG und die Möglichkeiten ihrer Fortent—

wicklung”)„ Diese Ausführungen beziehen sich auf Gesetz—
gebungsmaßhähmen, die unmittelbar das Dienstrecht der Sozial—
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versicherungsträger und damit ein Rechtsgebiet betreffen,

für das Arte 75 Nr, 4 GG als Kompetenzvorschrift in Be—

tracht kommen kannc

In dem Vorbringen der Revision, eine Aufhebung des Art, 48

AGRVO verstoße gegen den Funktionsvorbehalt des Art, 55

Abs, 4 GG ist nicht berücksichtigt, daß die vom GSV getrof—

fene Regelung die Organe der Selbstverwaltung und ihre Be—

fugnisse betrifft, jedoch keine Neuordnung des Dienstrechts

darstellt„ Im übrigen kann der Meinung des Beklagten, der

Bayerische Gesetzgeber habe mit Art„ 48 AGRVO eine dem Funk—

tionsvorbehalt des Arte 35 Abs° 4 GG entsprechende Gestal—

tung des Dienstrechts im Ergebnis schon längst vorweggenom—

men, nicht beigepflichtet werden° Eine.dem Art° 55 Abs°

4 GG konforme Regelung müßte doch wohl so beschaffen sein,

daß allein diejenigen BG—Bediensteten, die auf ihrem Posten

spezifisch hoheitsrechtliche Befugnisse ausüben, in einem

öffentlich—rechtlichen Dienst— und Treueverhältnis stehen,

wogegenfür die ihnen untergeordneten Mitarbeiter, die den

Erlaß von Hoheitsakten nur vorbereiten, weniger strenge

dienstrechtliche Anforderungen gelten° Diese verfassungs—

rechtlich sinnvolle Ordnung verkehrt sich jedoch ins Gegen—

teil wenn bei den bayerischen landwirtschaftlichen BGen.

zwar die Kräfte des einfachen und mittleren Dienstes, die

sicherlich nicht alle für eine Ausübung hoheitsrechtlicher

Befugnisse in Betracht kommen, wegen einer Wöitergeltung

des Art„ 48 AGRVO im Beamtenstatus verblieben, während die

leitenden Kräfte — nicht allein der Geschäftsführer, sondern

nach dem unbestrittenen Vortrag der Klägerin auch die

Angehörigen des höheren Dienstes — ihren in der Regel durch

Ausübung hoheitsrechtlicher Befugnisse gekennzeichneten

Dienst als DO—Angestellte, d„h° in einem zivilrechtlichen

Dienstverhältnis (BSG 2, 55/64), verrichten könneno

Entsprechend seiner Befugnis, auf Grund des Art, 74 Nr„

42 GG auch Vorschriften über die Form der Verwaltung und

das Verfahren in der Sozialversicherung zu erlassen

3 — 4 \\)
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(Hofmann, Allgemeine Staatsverwaltung und Unfallversicherung
in Grundsatzfragen der Sozialen Unfallversicherung — Best—

schrift für Lauterbach So 55), hat der Bundesgesetzgeber

im GSV dem Träger der Unfallversicherung die personelle

Verwaltung übertragen„

Der allgemeine Begriff der Selbstverwaltung ist nicht

geeignet, die personellen Befugnisse der Selbstverwaltungs—

organe im einzelnen abzugrenzen; denn dieser Begriff ist

"vielschichtig" (Brackmann, Handbuch,S° 454 b IV) und
' selbst im Bereich der Sozialversicherung "mehrdeutig" (Weber,

Die Selbstverwaltung in der Sozialversicherung
— Aufgaben

und Grenzen — in Schriftenreihe des Deutschen Sozialgerichts—

verbandes, Band I So 50)° Ebensowenig führt insoweit die Be—

trachtung der Selbstverwaltung im politischen oder im recht—

lichen Sinne, als mittelbare Staats— oder gesellschaftliche

Selbstverwaltung weiter (Näheres bei Brackmann, Handbuch So

454 b ff; Salzwedel, Die Selbstverwaltung in der Sozial—

versicherung — Schriftenreihe des Deutschen Sozialgerichts—

verbandes, Bd, I So 54 ff; Weber, daselbst SO 27 ff; Siebeck,

Das Recht der Selbstverwaltung in der Sozialversicherung E

4 ff)° Auch das GSV, das den Begriff der Selbstverwaltung

verwendet, ohne ihn zu bestimmen, legt die Grenzen nicht

einheitlich fest° So gewährt es den Selbstverwaltungs—

organen in personeller Hinsicht unterschiedliche Rechte°

Hiermit entspricht es der bereits in der Begründung zum

Entwurf einer EVO (Reichstag 420 Legislatur—Periode, II„
Session 4909/40 zu

Nro 340 S0 426 f) zum Ausdruck kommenden

Differenzierung zwischen den Versicherungsträgern, von denen

die LVAen am stärksten, die BGen am wenigsten gebunden sein

sollten() Diese Unterschiede finden sich auch in 5 8 Abs, 4

GSV, der für Mitglieder der Geschäftsführung der Arbeiter—
rentenversiCherung die Bestätigung durch die Regierung und

de Beamteneigenschaft (@ 8 Abs° 4 c GSv iVm % 454} Satz 2
BVG) vorsieht, Für die Geschäftsführer in der landwirt—
schaftlichen Unfallversicherung war dagegen nur die Bestä—

tigung durch die oberste Verwaltungsbehörde (% 8 Abs° 4 b
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Satz 2 GSV) vorgeschrieben, bis Art° 4 Nr() 9 des Fünften

Gesetzes zur Änderung des Selbetverwaltungsgesetzes vom

450 Februar 4962 (BGBl 1 S0 69) auch diese Beschränkung des
Vorstandes bei der Bestellung des Geschäftsführers besei—

tigte und so die völlige Gleichstellung mit den gewerblichen

BGen herbeiführteo

Für die Ansiht der Klägerin‚ die Wiedereinführung der

Selbstverwaltung durch das GSV habe sich bei den landwirt—

schaftlichen BGen nicht auf die Bestellung des Geschäfts—

führers beschränkt, vielmehr sei die Personalhoheit in

ihrer Gesamtheit den Selbstverwaltungsorgangen übertragen

werden, sprechen vor allem die Verhältnisse bei den übrigen

BGeno Dort liegt die personelle Verantwortung ungeteilt bei

den Selbstverwaltungsorganen (vglo @8 Absc 4 b Satz 4 GSV,
@@690 ff RVO)° Die Rechtfertigung für eine hiervon abwei—

chende Regelung bei den landwirtschaftliehen BGen hatte —
wie das LSG zu Recht ausgeführt hat — hauptsächlich in der

oben bereits beschriebenen organschaftlichen und verwaltungs—

mäßigen Anlehnung an die Gebietskörperschaften bestandeno

Diese war jedoch mit der Schaffung eigenständiger„ auf Wahlen

der Versicherten heruhender Organe und der Bestellung des

Geschäftsführers durch den Vorstand (55 2, 4 bis 6, 8 Abso
4 b GSV) entfallen‚ so daß ein sachlicher Grund, den Kreis

der Befugnisse bei den Organen landwirtsehaftlicher BGen

enger zu ziehen als bei den Trägern der allgemeinen Unfall—

versicherung‚ nicht mehr gegeben war (vgl„ Noell in Maunz/

Schraft‚ Sozialversieherung —Selbstverwaltung F 2 landwirt—

schaftliche Unfallversieherung Bl„ 34 f)o Die einheitlich

und ungeteilt den Selbstverwaltungsorganen übertragene Ver—

antwortung (vgo 5'7 Abs„ 4 und 5 GSV) iVm dem Grundgedanken
des GSV‚ die Verwaltung den Organen der Selbstverwaltung

zu überlassen (BSG 5‚ 480/487), läßt nur Beschränkungen zu9

die ihre Grundlage im GSV habeno Eine solche enthielt @ 8

Abs@ 4 b Satz 2 GSV, der für landwirtschaftliehe BGen die

Bestätigung des Geschäftsführers vorschrieb, den Vorstand
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aber keinen weiteren Beschränkungen unterwarf (BSG aaO)°

Seitdem @8 Abs() 4 b Satz 2 GSV durch Art, 4 Nr, 9 des
Fünften Gesetzes zur Änderung des Selbstverwaltungsgesetzes

ersatzlos aufgehoben ist, fehlt jegliche gesetzliche Grund—

lage für die Annahme, daß landwirtschaftliche BGen bei der

.
Wahrnehmung der Personalhoheit weniger frei sind als die

Träger der allgemeinen Unfallversicherung° Die Einschrän—

kungen, denen die Organe anderer Versicherungsträger unter—

liegen, haben ihre Grundlage im GSV und können auf die BGen

auch deshalb nicht übertragen werden, weil sie anderen Vor—

hältnissen entsprecheno Indem es 5 8 Abs° 4 d GSV der zu—
ständigen obersten Verwaltungsbehörde überläßt, das Nähere

über die Geschäftsführung bei den Ausführungsbehörden des

Bundes und der Länder etc, zu bestimmen, trägt er der

_Besonderheit Rechnung, daß Bund, Länder oder Gemeinden selbst
Träger der Unfallversicherung sind (Brackmann, Handbuch S0

456 q, 458 b aoEo)° Die für die LVAen getroffene Regelung,

daß die Geschäftsführer und die nachgeordneten Dienst—

kräfte Beamte sein müssen (5 8 Abs° 4 0 Satz 6 GSViVm
5 4545 Satz 2 RVG; @ 4548 EVO), berücksichtigt die besonderen
Verhältnisse dieser Versicherungsträger (Brackmann, Handbuch,

S0 456 n, 458 a) und läßt deshalb Schlüsse auf die organisae

tionsrechtlichen Verhältnisse bei den BGen nicht zu, Der
Entwurf eines Gesetzes zur Errichtung der Bundesknappschaft

‘ (Bundesknappschafts—Errichtungsgesetz —BKnEG—)sieht in
Art° 4 Nr„ 25 vor, daß die Bediensteten der Bundesknapp—

schaft, soweit sie regelmäßig hoheitsrechtliche Aufgaben

wahrnehmen, Beamte sein müssen; hiermit soll der Träger der
.knappschaftlichen Rentenversicherung den übrigen Renten—

versicherungsträgern (vgl() 5 8 rAbso 4 0 Satz 6 GSV iVm

5 4545 Satz 2 RVO und 5 4548 RVO für die Arbeiterrenten—
versicherung, @ 9 des Gesetzes über die Errichtung der Bun—

desversicherungsanstalt für Angestellte) gleichgestellt und n

Rahmen einer Regelung des Dienstrechts dem Art, 55 Abso 4 GG

Rechnung getragen werden (BT—Druckso V/5749 S„ 5, 46 aoEo)o

Auch hiervon werden die den Selbstverwaltungsorganen der BGen
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übertragenen Befugnisse nicht berührt°

Die Weitergeltung des die Rechte der Selbstverwaltungs—

organe
beschränkendén Art„ 48 AGRVOkann nicht aus der in

% 48 Abs° 2 GSV erfolgten Verweisung auf Vorschriften des

Fünften Gesetzes über Änderungen in der Unfallversicherung

vom 470 Februar 4959 (BGBl I S0 267) gefolgert werden; denn

aufrechterhalten werden diese Vorschriften nur für die

’ Organe‚ dies bedeutet lediglich‚ daß ihre Befugnisse"

nicht — wie 5 4 Abs() 4 GSV grundsätzlich vorsieht — auf

den Stand vom 540 Dezember 4952 zurückgeführt werden (vgl°

BSG }, 480/488), sondern in dem durch die in 5 48 Abs„

2 GSV bezeichneten Gesetze erweiterten Umfang bestehen

bleiben sollten° Art„ 48 AGRVO wird auch nicht durch 5 45

Abs° 3 GSV als geltendes Recht bestätigt und —inxx

die Gesamtregelung einbezogeng Abgesehen davon, daß diese

Vorschrift erst durch Arto I Nr() 9 c des Gesetzes zur Ände—

rung und Ergänzung des Gesetzes über die Selbstverwaltung

und über Änderungen von Vorschriften auf dem Gebiet der

Sozialversicherung (Änderungs— und Ergänzungsgesetz zum
Selbstverwaltungsgesetz) vom 45° August 4952 (BGBl I So

424) eingefügt wurde9 handelt es sich um eine nachträgliche

Übergangsregelung für die noch im Amt befindlichen Organe

und Geschäftsführer„ Eine dauernde Einschränkung des

Selbstverwaltungsrechts7 wie sic‘ sich aus Arte 48 AGRVO

ergeben würde„ kann hieraus nicht hergeleitet werden(} Aus

dem Fehlen einer Übergangsregelung für Bedienstete des

einfachen‚mittleren und gehobenen Dienstes kann nicht auf

den Willen des Gesetzgebers geschlossen werden‚ die dem

Grundgedanken des GSV widersprechende Einschränkung der

Personalhoheit solle von der Neuregelung unberührt bleiben;

denn — wie das LSG zutreffend ausgeführt hat— bedarf es
einer derartigen Übergangsvorschrift nicht‚ weil das GSV

selbst nicht in die dienstrechtlichen Verhältnisse — aue—

genommen die des Geschäftsführers (vgl() 5 46 GSV) — ein—

greift‚ Landesbeamte ohnehin von einer dienstordnungsgemäßen

_ qg _

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


- 46 _

Regelung ausgenommen sind (5 978 RVG) und der Übergang im

übrigen zwanglos in der DO geregelt werden kanno Da

@ 978 RVO nicht die Beschäftigung von Beamten zur Pflicht

macht, sie vielmehr nur von den dienstrechtlichen Vor—

schriften der EVO ausnimmt, widerspricht diese Vorschrift

entgegen der Ansicht des Beklagten nicht dem Außerkrafttreten

des Art„.48 AGBVO°

Da sich Art„ 48 AGRVO hiernach mit der im GSV getroffenen

Regelung nicht vereinbaren läßt und somit nach 5 48 Abs° }

(Einlo) GSV am 240 Februar 4954 (vglq 5 48 Abs° 4 GSV)

außer Kraft getreten ist, bedarf es nicht der Prüfung‚ ob

Art° 48 AGRVO — wie die Klägerin hilfsweise vorträgt — durch

das UVNG aufgehoben wurde„

Die Verurteilung des Beklagten nach 5 454 Abso 5 SGGist
nicht zu beanstanden„

Die Kostenentscheidung entspricht 5 495 Abso 4 SGG°
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